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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der EWG für eine Ver- 
ordnung des Rats über die Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Fette 

— Drucksache IV/2826 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frey (Bonn) 


i. 

Der vorliegende Vorschlag der EWG-Kommission 
über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Fette wurde mit Schreiben des Herrn 
Bundestagspräsidenten am 16. Dezember 1964 an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend sowie an den Wirtschaftsaus- 
schuß und Außenhandelsausschuß mitberatend über- 
wiesen. 

II. 

Der vorliegende Verordnungsentwurf sieht eine 
Regelung des Marktes für Ölsaaten und -früchte 
sowie für pflanzliche und Seetieröle und -fette vor. 
Der Entwurf stützt sich auf eine Entschließung des 
Rats über die bei der gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Fette zu beachtenden Grundsätze vom 
23. Dezember 1963 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften, Seite 602/64). 

Die Bestimmungen sollen die Aufrechterhaltung 
der Erzeugung von Ölsaaten und -früchten bei 
einem für die Erzeuger angemessenen Erlös gewähr- 
leisten und gleichzeitig die Versorgung der Ver- 
braucher mit pflanzlichen und Seetierölen und -fetten 
zu angemessenen Preisen ermöglichen. 

Die Vorschriften regeln den Handelsverkehr, den 
Markt für Oliven und Olivenöl sowie für Ölsaaten. 

Grundlage der Regelung über den Handelsver- 
kehr ist die Liberalisierung der Einfuhr von Öl- 


saaten und -früchten sowie von pflanzlichen und 
Seetierölen und -fetten. Die Einfuhr von Ölsaaten 
und Saatenölen soll dem gemeinsamen Zolltarif 
unterworfen werden. Bei dem zur Anwendung kom- 
menden Nullzollsatz für Ölsaaten wird die Versor- 
gung der Industrie mit diesen Rohstoffen erleichtert, 
während die Zölle auf die Fertigerzeugnisse die 
verarbeitende Industrie schützen. Durch diese Maß- 
nahmen wird dem Umstand Rechnung getragen, daß 
auf dem Gebiet der Ölsaaten, Saaten- und Seetier- 
öle und -fette die innergemeinschaftliche Versor- 
gung überwiegend vom Weltmarkt abhängt. Wegen 
der Besonderheiten des Olivenölmarktes unterliegt 
dagegen die Einfuhr von Olivenöl und Oliven aus 
Drittländern der Abschöpfung. 

Auf dem Olivenmarkt sind neben dem aus ande- 
ren EWG-Marktordnungen bekannten System des 
Richtpreises, von dem der Interventionspreis sowie 
der Schwellenpreis zur Berechnung der Abschöpfung 
bei Einfuhren aus Drittländern abgeleitet werden, 
noch zusätzliche Maßnahmen, insbesondere die Er- 
richtung eines Ausgleichsvorrates und eine Beihilfe- 
gewährung, vorgesehen. Durch den Ausgleichsvor- 
rat soll ein Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage erreicht und sollen Produktionsschwan- 
kungen in den verschiedenen Wirtschaftsjahren aus- 
geglichen sowie die Verbraucherpreise stabilisiert 
werden. Dem Ausgleich innerhalb des gleichen 
Wirtschaftsjahres dient die Gewährung von Reports 
und die Möglichkeit, Einlagerungsverträge zu 
schließen. Eine Beihilfegewährung zugunsten des 
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in der Gemeinschaft erzeugten Olivenöls kommt in 
Betracht, wenn wegen niedriger Weltmarktpreise 
der mit dem Olivenöl konkurrierenden Saatenöle 
der Richtpreis auf einem Niveau unter dem für den 
Erzeuger angemessenen Erlös festgelegt werden 
muß, um einen wesentlichen Rückgang des Oliven- 
ölabsatzes zu vermeiden. Die in diesem Falle zu 
zahlende Beihilfe ist gleich dem Unterschied zwi- 
schen dem Richtpreis und dem einem angemessenen 
Erzeugererlös entsprechenden Zielpreis. 

Der Aufrechterhaltung der Erzeugung und der 
Sicherung des Absatzes von innergemeinschaftlichen 
Ölsaaten zu einem für den Erzeuger angemessenen 
Erlös dienen die Gewährung einer Prämie, von Re- 
ports und einer Lagerhaltungsvergütung sowie die 
Möglichkeit der Intervention. 

Die Regelung für die Olsaaten in dem Verord- 
nungsentwurf erstreckt sich auf Raps, Rübsen und 
Sonnenblumensaat. Die Anwendung der Vorschrif- 
ten über Ölsaaten kann auf Vorschlag der Kommis- 
sion auf weitere Saaten ausgedehnt werden. Die 
Prämie entspricht dem Unterschied zwischen dem 
für jedes Wirtschaftsjahr festzusetzenden Zielpreis 
und dem Weltmarktpreis. Durch ihre Gewährung 
soll außer dem Ausgleich des Preisunterschiedes 
eine Präferenz für Inlandsaaten geschaffen werden, 
die ausreicht, die Ernte über den Markt absetzen 
zu können. Mit der Lagerhaltungsvergütung soll 
dem Käufer ein Anreiz für den raschen Aufkauf der 
inländischen Ernte gegeben werden, während mit- 
tels der Reports die durch eine möglicherweise not- 
wendig werdende längere Lagerung entstehenden 
Kosten ausgeglichen werden sollen. Die Interven- 
tionsmöglichkeit bezweckt die Sicherung eines Min- 
desterlöses. 

Die allgemeinen Bestimmungen des Verordnungs- 
entwurfs entsprechen im wesentlichen denjenigen, 
die für andere Marktorganisationen geschaffen 
wurden. Dies gilt insbesondere für den Verwaltungs- 
ausschuß und die Tätigkeit des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
bei der Finanzierung der vorgesehenen Maßnahmen. 

Zusätzlich zu den üblichen Bestimmungen ist die 
Aufstellung eines Gemeinschaftsprogrammes zur 
Verbesserung der Bedingungen für die Erzeugung 
und Vermarktung von Oliven und Olivenöl wie 


auch zur Verbesserung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse in den Olivenanbaugebieten vorgesehen. 

III. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die EWG-Vorlage in mehreren Sitzun- 
gen eingehend beraten und dabei hervorgehoben, 
daß die Bundesregierung bei den künftigen Ver- 
handlungen im EWG-Ministerrat die im Ausschuß- 
antrag aufgeführten Gesichtspunkte mit Nachdruck 
zur Geltung bringen sollte, damit dem für die Land- 
wirtschaft wichtigen Betriebszweig des Anbaues von 
Raps und Rübsen durch künftige EWG-Regelungen 
keine Beschränkungen auferlegt werden. 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß schlug vor, 
dem Buchstaben g des Ausschußantrags folgenden 
Satz anzufügen: 

„Bei der Ausgestaltung der Marktorganisation 
sollte auch darauf Bedacht genommen werden, daß 
nicht durch einen zu hohen Produktionsanreiz 
Überschüsse entstehen, die ökonomisch nicht mehr 
sinnvoll abgesetzt werden könnten." 

Der Ausschuß lehnte einstimmig diesen Vorschlag 
ab, da er der Auffassung war, daß der deutsche 
Rapsanbau keine Beschränkungen erfahren dürfe. 
Dem weiteren Vorschlag des Wirtschaftsausschusses, 
die Bundesregierung sollte zusätzlich aufgefordert 
werden, im Ministerrat darum bemüht zu sein, daß 
die aus der Fettabgabe gezahlten Subventionen ab- 
züglich einer angemessenen Handelsspanne dem 
Ersterzeuger von Olivenölen zugute kommt, stimmte 
der Ausschuß zu. 

Der Außenhandelsausschuß erhob gegen die Vor- 
lage keine Bedenken. 

Der federführende Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten beschloß, den Kommissions- 
vorschlag zur Kenntnis zu nehmen und die Bundes- 
regierung zu ersuchen, die unter Nummer 2 des 
Ausschußantrages aufgeführten Forderungen in 
Brüssel mit Nachdruck zu vertreten. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 9. April 1965 


Dr. Frey (Bonn) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der EWG-Kommission ----- Druck- j 
sache IV 2826 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den künf- j 
tigen Verhandlungen darauf hinzuwirken, daß 

a) die Förderungs- und Stützungsmaßnahmen 
für die in der Gemeinschaft erzeugten ölsaa- j 
ten und Ölfrüchte in einem ausgewogenen | 
Verhältnis zueinander stehen und jede Be- j 
nachteiligung der einen oder anderen Erzeu- j 
gorgruppe vermieden wird; 

b) der Zielpreis und der Interventionspreis ! 
unter Berücksichtigung eines Referenzpreises, | 
der Vermarktungskosten und der Handels- ! 
spanne auf einer Höhe festgesetzt werden, 
die dem Erzeuger — auch in marktfernen 
Gebieten — einem dem bisherigen Niveau j 
entsprechenden Erlös sichert; 

c) durch die Einführung der Standardqualität j 
keine nachteiligen Wirkungen im Vergleich 


zu der bisherigen Regelung entstehen und die 
Standardqualität als Preiselement berücksich- 
tigt wird; 

d) die? Prämie nach Artikel 26 Abs. 1 abzüglich 
einer angemessenen Handelsspanne dem Er- 
zeuger zufließt; 

e) die aus dem Unterschied zwischen Zielpreis 
und Weltmarktpreis bestehende Prämie um 
eine Präferenz erweitert wird, die den Absatz 
der in der Gemeinschaft erzeugten Ölsaaten 
gewäh rleistet; 

1) durch eine sinnvolle Staffelung der Lagerhal- 
tungsvergütung nach Artikel 26 Abs. 2 ein 
Anreiz für die zügige Unterbringung der 
Raps- und Rübsenernte geschaffen wird; 

g) der Erzeugung von Raps und Rübsen, die für 
die landwirtschaftlichen Betriebe ein wichtiger 
Bestandteil des anbautechnischen, betriebs- 
wirtschaftlichen und finanziellen Gleichge- 
wichts ist, keine Beschränkungen auferlegt 
werden. 


Bonn, den 9. April 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Dr. Frey (Bonn) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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